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für den Kreis Marienburg Weſtpr. 


Erſcheint Mittwoch und Sonnabend Abend. 


Nr. 16. 


Marienburg, den 1. März. 


1905. 


Landrätliche Bekanntmachungen. 


Nr. 1. Marienburg, den 24. Februar 1905. 
Am Donnerstag, den 16. März, Vormittags 11 Uhr 
findet ein Kreistag mit folgender Tagesordnung ſtatt: 
1. Feſtſtellung des Voranſchlages für das Rechnungsjahr 1905. 
2. Erſtattung des Berichts über die Verwaltung und den 
Stand der Kreis⸗Kommunal-⸗Angelegenheiten. 5 
3. Prüfung, Feſtſtellung und Entlaſtung der Kreis⸗Kommunal⸗ 
Kaſſen⸗Rechnung für 1903, 
4. desgleichen der Kreis⸗Krankenkaſſen⸗Rechnung für 1903, 
5. desgleichen der Rechnung der Sektion Marienburg der 
Weſtpreußiſchen, landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft 
für 1903, 
„desgleichen der Kreisſparkaſſen⸗Rechnung für 1903, 
„Wahl von Vertrauensmännern für die Amtsgerichtsbezirke 
Marienburg und Tiegenhof in Gemäßheit des § 40 des 
Gerichtsverfaſſungsgeſetzes vom 27. Januar 1877, 
8. Ergänzungs⸗ und Erſatzwahlen für Kreis⸗Kommiſſtonen. 


Nr. 2. Marienburg, den 24. Februar 1905. 
Zwecks Heranziehung der Kleinbetriebe der Seeſchiffahrt 


ſowie der See⸗ und Küſtenfiſcheret zu den Beiträgen der See⸗ 


Berufsgenoſſenſchaft zu Hamburg für 1904 werden die Herren 
Gemeindevorſteher der im Kreiſe Marienburg gelegenen Ort⸗ 
ſchaften nördlich des Weichſel⸗Haff⸗Kanals hiermit auf- 
gefordert, unter genauer Beachtung der Kreisblatt⸗Bekanntmachung 
vom 13. Auguſt 1903 Kreisblatt Nr. 64 diejenigen Betriebe, 
welche in den Flußmündungen des Weichſelſtromes bis zum 
Danziger Haupte aufwärts oder des Nogatſtromes bis zum 
Dorfe Zeyer bezw. an den Küſten der Oſtſee oder des friſchen 
Haffes Fiſcherei betreiben, 

ſowie diejenigen Betriebe, deren Fahrzeuge anderen Zwecken 
als der Fiſcherei dienen, falls die Fahrzeuge nicht mehr als 
50 Kubikmeter Raumgehalt faſſen, nicht auf die Fortbewegung 
durch Dampf oder Maſchinenkraft eingerichtet ſind, nicht Zu⸗ 
behör eines größeren Fahrzeuges find und ausſchließlich oder 
doch vorwiegend auf dem Haff oder auf der See verkehren, 
lalſo nicht auf Flußmündungen) zu ermitteln und mit der durch 
die erwähnte Kreisblatt⸗Bekauntmachung vorgeſchriebenen Nach⸗ 
weiſung ſchleunigſt hierher mitzuteilen. 


Nr. 3. Marienburg, den 26. Februar 1905. 
Die in den Miniſterialerlaſſen vom 24. Auguſt 1900 
und 26. September 1902 — IIa 3127 und 6641 — feſt⸗ 
geſtellte Verpflichtung ſämtlicher Ortspolizeibehörden, 
auf Grund der Melderegiſter und der ſonſtigen, ihnen zur Ver⸗ 
fügung ſtehenden Materialien geſchäftsfähigen Privatperſonen 
gegen Zahlung von Gebühren über den Familiennamen, die 
Vornamen und die gegenwärtige oder die frühere, zuletzt ge⸗ 
meldete Wohnung eines Einwohners des Polizeibezirks Aus⸗ 
kunft zu erteilen, auch auf Wunſch das Datum der Geburt 
des Geſuchten anzugeben, iſt von dem Herrn Miniſter des 
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Innern dahin erweitert worden, daß den Antragſtellern auf 
Wunſch auch der frühere Wohnort und der Geburtsort 
der einzelnen Einwohner, ſowie bei Ehefrauen auch deren 
Mädchennamen mitgeteilt wird. 

Was die Auskunft über den früheren Wohnort angeht, 
ſo kann nur die Mitteilung desjenigen Ortes verlangt werden, 
von welchem der Zuzug erfolgt iſt, nicht aber auch die Mit- 
teilung etwaiger anderer früherer Wohnorte. Auch find bei 
Perſonen, die an ein und demſelben Orte wiederholt zur An⸗ 
meldung gekommen ſind, die Poltzeibehörden lediglich verpflichtet, 
denjenigen früheren Wohnort bekannt zu geben, von welchem 
der letzte Zuzug erfolgt iſt. 

Iſt ein Einwohner, über welchen Auskunft verlangt wird, 
aus dem Polizeiverwaltungsbezirk verzogen, ſo iſt der neue 
Wohnort anzugeben, ſoweit ſich dieſer aus den Melderegiſtern 
und ſonſtigen Materialien ergibt. 

Als Gebührenpauſchquantum kann auch von den nicht 
königlichen Polizeibehörden des Bezirks der Betrag von 25 3 
für jede Anfrage erhoben und die Beantwortung von der vor⸗ 
herigen Einzahlung des Betrages abhängig gemacht werden. 
Von Behörden und öffentlichen Beamten darf dieſe Gebühr 
für Beantwortung amtlicher Anfragen ſelbſtverſtändlich nicht 
erhoben werden. 

Hiernach haben die Ortspolizeibehörden zu verfahren. 


Nr. 4. Marienburg, den 25. Februar 1905. 

Es iſt die Wahrnehmung gemacht worden, daß vielfach 
bei Graupen und anderen Müllereiprodukten eine minder⸗ 
wertige Beſchaffenheit der Ware dadurch verdeckt wird, daß 
dieſelben zum Zwecke der Herbeiführung des Scheins eines 
höheren Wertes unter Verwendung von ſchwefliger Säure ge⸗ 
bleicht und demnächſt mit Talkummehl (Speckſteinpulver) poliert 
werden. Zu dem gleichen Zwecke ſollen geſpaltene Erbſen, 
ſogenannte Splittererbſen von minderwertiger Beſchaffenheit 
mit Talkum überzogen und mit grünen Anilinfarbſtoffen gefärbt 
in den Handel gebracht werden. Auch minderwertige Bohnen, 
Linſen und Reisſorten ſollen, damit ſie den Anſchein einer 
beſſeren Qualität erhalten poliert werden und Zuſätze von 
Farbſtoffen verſchiedener Art erhalten. 

Die Ortspolizeibehörden des Kreiſes erſuche ich, dem Handel 
mit dieſen Waren beſondere Aufmerkſamkeit zuzu wenden, und 
gegebenenfalls eine ſtrafrechtliche Verfolgung wegen Vergehens 
gegen das Nahrungsmittelgeſetz herbeizuführen. 


Nr. 5. Marienburg, den 24. Februar 1905. 
Durch den Runderlaß des Herrn Miniſters des Innern 
vom 26. Januar 1897 (Min. Bl. f. d. ti. V. 1897 S. 35) 
iſt angeordnet worden, daß die von Polizeibehörden oder Be⸗ 
amten auszuſtellenden Lebeuszeugniſſe auf Quittungen 
über Renten aus der Preußiſchen Reuten⸗Berſicherungs⸗ 
Auſtalt in Berlin als ſtempelfrei zu behandeln find, weil 
die Behörden und Beamten durch kein Geſetz oder keine Ver⸗ 
ordnung zur Ausſtellung ſolcher Beſcheinigungen beſonders er⸗ 


mächtigt ſeien, ſodaß dieſe als außerhalb ihrer Zuſtändigkeit 
liegend erachtet werden müßte. Dieſe Anordnung läßt ſich 
nicht mehr aufrecht erhalten, nachdem das Reichsgericht in dem 
Urteil am 13. Januar 1903 (Entſch. in Z. S. Bd. 53 S. 
271) ausgeſprochen hat, daß zur Ausſtellung eines Zeugniſſes 
im Sinne der Tarifſtelle 77 des Stempelgeſetzes vom 31 Juli 
1895, ſofern nicht durch Geſetz oder Verordnung dieſe Aus⸗ 
ftellung beſtimmten Behörden übertragen iſt, jede Behörde zu⸗ 
ſtändig ſei, die von der zu bezeugenden Tatſache amtlich 
Kenntnis erlangt habe. In Abänderung dieſes Erlaſſes hat 
der Herr Miniſter des Innern im Einverſtändnis mit dem 
Herrn Finanzminiſter beſtimmt, daß die erwähnten Lebens⸗ 
zeugniſſe nur dann ſtempelfrei find, wenn aus der Urkunde ſich 
ergibt, daß es ſich um einen Gegenſtand zum Werte von 
150 oder weniger handelt. 


Nr. 6. Marienburg, den 25. Febrrar 1905. 
Es wird hiermit zur öffentlichen Kenntnis gebracht, daß 
der Jagd zu verſchonen ſind: 
Männliches Rot⸗ und Damwild vom 1. März bis 
31. Juli, 
weibliches Rot⸗ und Damwild ſowie Kälber von Rot⸗ 
und Damwild vom 1. Februar bis 15. Oktober, 
Rehböcke vom 1. Jannar bis 15. Mat, 
„weibliches Rehwild vom 1. Januar bis 31. Oktober, 
Rehkälber das ganze Jahr hindurch, 
Hafen vom 16. Jannar bis 30. September, 
. Faſanenhennen vom 1. Februar bis 15. September, 
Rebhühner, Wachteln vom 1. Dezember bis 31. Auguft, 
. wilde Enten vom 1. März bis 30. Juni, 
. Droſſeln vom 1. Januar bis 30. September. 
Die Schonzeit für den Dachs iſt gänzlich aufgehoben. 
Die wilden Gänſe ſind, entgegen hier und da verbreiteter 
abweichender Zeitungsnachrichten, das ganze Jahr hindurch 
jagdbar. 


N 7; Marienburg, den 24. Februar 1905. 

Seine Majeſtät der Raifer und König haben mittels 
Allerhöchſten Erlaſſes vom 9. Anguſt v. Is. zu genehmigen 
geruht, daß zur Errichtung von Heilſtätten für Lungen⸗ 
kranke eine Lotterie mit einem Reinertrage von 800000 % 
und einem Spielkapitale von hoͤchſtens 3 200 000 % veran⸗ 
ſtaltet wird und die Loſe im ganzen Bereiche der Monarchie 
vertrieben werden. 
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Bekanntmachungen anderer Behörden. 


Nr. 1. Der nächſte Termin zur Prüfung von 
Hufſchmieden vor der ſtaatlichen Prüfungskommiſſton in 
Danzig wird auf 

Donnerstag den 20. April d. Js. 
feſtgeſetzt. 

Meldungen zur Prüfung find unter Beifügung eines Tauf⸗ 
ſcheines und der Ausweispapiere über die zurückgelegte Lehr⸗ 
bezw. Geſellenzeit bis zum Donnerstag den 23. März 
d. Is. an den Vorfitzenden, Departementstier arzt Preuße in 
Danzig, einzureichen. 

Danzig, den 18. Februar 1905. 

Der Regierungs⸗Präſident. 


Nr. 2. In Folge des Rückgangs der Maul⸗ und Klauen⸗ 
ſeuche in den öſtlichen Provinzen wird in Abänderung meiner 
Bekanntmachung vom 27. Oktober v. Is. (A. Bl. S. 345) 
unter Bezugnahme auf die landespolizeiliche Anordnung vom 
4. März 1896 (A. Bl. S. 72) das Verzeichnis derjenigen 
verſeuchten Reichsteile bezüglich deren für die in den diesſeitigen 
Bezirk eingeführten Rinder die tierärztliche Unterſuchung ange⸗ 
ordnet iſt, nachſtehend wie folgt feſtgeſtellt und erneut ver⸗ 
öffentlicht: 3 
Preußen: Regierungs⸗Bezirk Poſen, Merſeburg. 
Bayern: Regierungs⸗Bezirk Mittel- und Unterfranken 
Württemberg: Verwaltungs bezirke: Schwarzwaldkreis, Neckar⸗ 
kreis, Jasſtkreis 
Baden: Landeskommiſſariat Mannheim. 
Danzig, den 11. Februar 1905. 
Der Regterungs-Präfident 
In Vertretung: Klein. 


Nr. Zu der gemäß § 9 des Statutes für die 
Gr. Werderkommune am 14. März d. J. 9 Uhr Vor⸗ 
mittags im Gaſthauſe des Herrn Moldenhauer zu 
Simonsdorf ſtattfindenden Wahl eines Repreſentanten 
für den II. Montaner Bezirk erſuche die hierzu gehörigen 
Ortſchaften ergebenſt je einen mit Vollmacht . Depx- 
tirten entſenden zu wollen. 

Neuteichsdorf, den 25. Februar 1905. 

G. Wadehn, Vorſitzender. 


Druck von O. Halb⸗Rarienburg. 


